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Welt sp iege l
j e ru sa l em

Kurz vor Rosch Haschana hat die Jewish

Agency ihren jährlichen Demografie-Bericht

vorgelegt. Wie ein Expertenteam der Hebrä-

ischen Universität berechnet hat, leben mo-

mentan weltweit rund 13,3 Millionen Ju-

den. Im Vorjahr waren es etwa 100.000

weniger. Dem Bericht zufolge stieg im Laufe

des vergangenen Jahres auch die Zahl der in

Israel lebenden Juden, und zwar um rund

70.000. In der Diaspora ist die jüdische

Bevölkerung hingegen rückläufig. Wurden

2007 noch rund 7,8 Millionen gezählt, wa-

ren es zu diesem Neujahrsfest nur noch

etwa 7,75 Millionen. Die größte jüdische

Gemeinde besteht in Israel, auf Platz 2 fol-

gen die USA, wo gegenwärtig rund 5,3 Milli-

onen Juden leben. Dann folgen die Ge-

meinden Frankreichs (rund 490.000), Ka-

nadas (rund 375.000), Großbritanniens

(rund 295.000), Russlands (rund 215.000),

Argentiniens (rund 183.000) und Deutsch-

lands (rund 120.000). Die kleinste jüdische

Gemeinde besteht derzeit in Afghanistan,

sie zählt einen einzigen Mann. ja

bukare s t
Rumänien baut ein Holocaust-Mahnmal in

der Hauptstadt Bukarest. Die Bauarbeiten

an dem Denkmal sollen in Kürze beginnen,

teilte Rumäniens Ministerpräsident Calin

Popescu Tariceanu am Montag im Vorfeld

des offiziellen Gedenktags am 9. Oktober

für die mehr als 400.000 Holocaust-Opfer

in Rumänien mit. Die Grundsteinlegung

war bereits 2006 erfolgt. Das Denkmal soll

nach dem Entwurf des aus Rumänien

stammenden und heute in Pforzheim le-

benden Künstlers Peter Jacobi gebaut wer-

den. Vor der Schoa lebten in Rumänien

rund 800.000 Juden. Heute zählt die Ge-

meinde noch etwa 9.000 Mitglieder. dpa

rom
Zum ersten Mal hat ein jüdischer Gast auf

einer Bischofssynode gesprochen. Der Ober-

rabbiner von Haifa, Shear Yashuv Cohen,

hielt am Montag im Vatikan einen Vortrag.

Im Anschluss daran kritisierte er indirekt

Papst Pius XII. „Wir erinnern uns an jene

religiösen Führer, die ihre Stimme nicht

erhoben haben, um unsere Brüder (vor dem

Holocaust) zu retten“, sagte Cohen. Die

katholische Kirche gedenkt an diesem Don-

nerstag des vor 50 Jahren gestorbenen Pius

XII., dem viele vorwerfen, zum Holocaust

geschwiegen zu haben. dpa

von  K i l i a n  K irchgessner

Ein Schlussstrich unter die sozialistische

Ära soll es sein, ein radikaler Schritt zur

Vergangenheitsaufbereitung: In Prag stellt

ein neu gegründetes staatliches Institut seit

einigen Monaten die Namen von früheren

Geheimdienstmitarbeitern und Informan-

ten der Staatssicherheit unverschlüsselt ins

Internet. Auch einige Spitzenvertreter von

jüdischen Organisationen stehen auf die-

ser Liste. In den Gemeinden allerdings gibt

es noch keinen Konsens darüber, was mit

den früheren Spitzeln geschehen soll.

Ganz neu ist die Debatte innerhalb der

jüdischen Szene Tschechiens nicht. Seit der

politischen Wende gab es wiederholt Be-

richte über die frühere Geheimdiensttätig-

keit führender Gemeindemitglieder. Einige

sollen als Vertrauensleute gearbeitet haben,

andere hätten gar eine aktive Rolle inner-

halb der tschechoslowakischen Staatssicher-

heitsbehörde innegehabt. Konsequenzen

aus den personellen Verquickungen von jü-

dischen Einrichtungen und Inlandsgeheim-

dienst sind bislang allerdings nicht gezogen

worden. In vielen Fällen ist bis heute unge-

klärt, ob die Zuträger aus freien Stücken bei

der Staatssicherheit mitgearbeitet haben.

Wie groß das Interesse des sozialisti-

schen Geheimdienstes an den Interna aus

jüdischen Kreisen gewesen ist, ließ sich

auch schon in kommunistischen Zeiten

erahnen. Eine Welle von inszenierten anti-

semitischen Prozessen und massiven Ak-

tionen gegen jüdische Einrichtungen zog

sich von den 50er-Jahren an durch die Ge-

schichte des sozialistischen Staates. Beim

„Institut zur Untersuchung der totalitären

Regime“, das die Informationen über die

früheren Geheimdienstmitarbeiter im In-

ternet veröffentlicht, füllen die Dokumen-

te über die jüdischen Gemeinden dutzen-

de Aktenordner. „Die Staatssicherheit hielt

jede Person jüdischer Herkunft für poten-

ziell gefährlich, sie betrachtete sie als mög-

liche Mitarbeiter des israelischen Geheim-

dienstes“, heißt es in einem Gutachten des

Instituts. „Kosmopolitismus“ hieß im Jar-

gon der damaligen Machthaber der Gene-

ralverdacht, dem alle Juden unterlagen.

Während der Schauprozesse in den 50er-

Jahren sind mehrere Juden zu langen Ge-

fängnisstrafen verurteilt worden. Die be-

rüchtigste Operation des Geheimdienstes

gegen jüdische Einrichtungen startete an-

derthalb Jahrzehnte später: Als das Regime

nach der Niederschlagung des Prager Früh-

lings demonstrativ Stärke beweisen wollte,

startete die „Akce Pavouk“ (Aktion Spinne).

Mit Bespitzelungen, massiven Repressio-

nen und systematischer Einschüchterung

sollte das jüdische Leben in der Tschecho-

slowakei zurückgedrängt werden. Damals

emigrierten zahlreiche Mitglieder der jüdi-

schen Gemeinden nach Westeuropa.

„Die Staatssicherheit hatte damals alle

im Blick, Funktionäre in den Gemeinden

genauso wie jüdische Familien, die nicht

mal in die Synagoge gingen. Es gab Haus-

durchsuchungen, in einigen Fällen sind die

Kinder von der Schule verwiesen worden“,

sagt ein Kenner des jüdischen Lebens in

Prag. Genau zu dieser Zeit war es, dass viele

jüdische Gemeindefunktionäre ihre Zusam-

menarbeit mit dem Geheimdienst aufnah-

men. „Fast alle Juden sind dort registriert,

sogar kleine Kinder tauchen als Zuträger in

den Akten auf“, heißt es aus den Reihen der

jüdischen Gemeinde in Prag. Deshalb fällt

es heute so schwer, den Wert der Akten

richtig einzuschätzen. Einige der vermeint-

lichen Zuträger waren offenkundig ohne

ihr Wissen in die Kartei geraten, andere lie-

ferten tatsächlich Informationen, um den

Repressionen zu entgehen.

Über dem Versuch der Aufarbeitung der

sozialistischen Vergangenheit steht die un-

geschriebene Frage, ob jüdisches Leben

überhaupt möglich gewesen wäre ohne die

enge Verdrahtung zur Staatssicherheit –

oder ob sich die Gemeindemitglieder nicht

vielmehr erst durch ihre Zusammenarbeit

ein Stück Religionsfreiheit erkauft haben.

Das zumindest ist die Lesart, die von den

betroffenen Funktionären gepflegt wird.

Das ganze Ausmaß des Dilemmas wird

deutlich, wenn es um Einzelschicksale

geht. Um das von Frantisek Kraus etwa,

der als einer von wenigen über seine Ver-

gangenheit spricht. Der heute 83-Jährige

ist Auschwitz-Überlebender. Kaum war er

nach dem Krieg wieder in seiner Heimat-

stadt Prag zurück, nahmen ihn die Kom-

munisten als „zionistischen Staatsfeind“

fest. Zu 22 Jahren Haft haben sie ihn ver-

urteilt – und ihm nach den ersten Jahren

in einem berüchtigten Gefängnis die Frei-

lassung angeboten, wenn er denn künftig

zur Zusammenarbeit bereit wäre. Kraus

stimmte zu. In Freiheit wurde er einige

Jahre später zum Generalsekretär einiger

jüdischer Organisationen, er reiste zu Kon-

gressen ins Ausland. Über all das verfasste

er Berichte für die Staatssicherheit, auf

deren Geheiß er sogar Mitarbeiter in sei-

nen Einrichtungen entließ. Vor tschechi-

schen Journalisten hat er sich offen zu sei-

ner Spitzeltätigkeit bekannt: „Ich schäme

mich nicht dafür“, sagte er im vergange-

nen Jahr in einem Interview. „Für mich

war das die Rettung aus einer furchtbaren

Quälerei. Man will so sehr nach Hause.

Das Leben ist kurz.“

Der Unpolitische
USA: Eine Begegnung mit Rabbiner Capers Funnye, einem Verwandten des

demokratischen US-Präsidentschaftskandidaten Barack Obama

von  Al i n a  da i n

Wenn Rabbiner Capers C. Funnye nicht

Rabbiner wäre, würde er wohl das ma-

chen, was seine Frau für ihn gewollt hätte,

nämlich gemeinsam mit ihr in einer Agen-

tur für sozial Schwache arbeiten. „Das ist

auch eine Liebe von mir“, sagt Funnye.

Aber er ist Rabbiner geworden, Rabbi-

ner von Beth Shalom B‘nai Zaken, der Äthi-

opisch-Hebräischen Gemeinde in Chicago.

Funnye wurde als Nichtjude geboren. Er

war auf der Suche, stieß auf das Judentum

und verliebte sich in diese Religion. „Alles,

was ich darüber gelesen hatte, zeigte mir,

dass im Judentum meine religiösen Be-

dürfnisse am besten erfüllt werden.“

Funnye studierte Hebräische Literatur,

Judaistik und Personalführung und wurde

1985 Rabbiner. Seine größte Freude ist es,

jungen nichtjüdischen Menschen, die sich

für das Judentum interessieren, beim Über-

tritt zu helfen. Auch aschkenasischen Ehe-

paaren, die schwarze Kinder adoptieren

möchten, bietet er Unterstützung an. Sein

größtes Ziel ist, dass alle sich in seiner Syn-

agoge zu Hause fühlen. 

Als „Schwarzer“ und Jude in Amerika

kann Funnye leicht die schwierigen Ge-

schichten beider Gruppen vergleichen.

„Wenn man die jüdische Geschichte Euro-

pas untersucht, sieht man, wie mit den

Juden umgegangen wurde: Sie wurden aus

ihrer Heimat vertrieben und gezwungen,

in isolierten Gebieten zu leben. Sie haben

schreckliche Pogrome erlebt, besonders in

Russland. Ich kann eine Parallele zum Ku-

Klux-Klan und zu solchen Gruppen ziehen,

die versucht haben, Schwarzen in Amerika

Angst zu machen“, sagt Funnye.

„Heute ist Amerika viel toleranter als

noch vor wenigen Jahren. Vor allem für

Jugendliche spielen Rasse und Hautfarbe

keine Rolle. Sie denken nicht so, wie da-

mals gedacht wurde“, so Funnye.

Von seinen nichtjüdischen Verwandten

erzählt der Rabbiner nicht gern. Dabei ste-

hen zwei von ihnen doch gerade im Ram-

penlicht. Seine Cousine zweiten Grades ist

Michelle Obama, die Ehefrau von Barack

Obama, dem Präsidenschaftskandidaten

der Demokraten. „Ich beschäftige mich

nicht mit Politik, außer, dass ich wählen ge-

he“, so Funnye. Trotzdem betet er, dass

Obama gewinnt, um „den Schritt zu mehr

Toleranz und Verständnis zu wagen“. In der

Hoffnung, dass Amerika zur Demokratie

und Gleichheit der Menschen zurückkehrt.

Konspirativ: Haben im Jüdischen Rathaus und in der Altneuschul Spitzenvertreter der Gemeinde heimlich dem kommunistischen Staat gedient?
Foto: Marco Limberg

Spricht nicht gern über seine Verwandten: Rabbiner Capers Funnye
Foto: AP

Geheime Dienste
Tschechien: Ein Institut hat die

Namen früherer Stasi-Mitarbeiter
ins Internet gestellt – 

darunter sind auch jüdische
Spitzenvertreter


